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1. Instanz
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2. Instanz

Aktenzeichen L 2 AL 29/19
Datum 23.09.2020

3. Instanz

Datum -

1. Die Berufung wird zurÃ¼ckgewiesen. 2. Die Beklagte trÃ¤gt die notwendigen
auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin in beiden Instanzen zu 17 Prozent. 3. Die
Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Aufhebung und Erstattung von Arbeitslosengeld.

Die am xxxxx 1978 geborene KlÃ¤gerin meldete sich am 27. April 2017 persÃ¶nlich
arbeitslos und beantragte die Bewilligung von Arbeitslosengeld. In dem Antrag gab
die KlÃ¤gerin an, keine NebenbeschÃ¤ftigung auszuÃ¼ben und versicherte,
Ã�nderungen unverzÃ¼glich anzuzeigen und das Merkblatt 1 erhalten und von
seinem Inhalt Kenntnis genommen zu haben. Das Merkblatt 1 enthielt auf den
Seiten 64 â�� 68 u. a. auszugsweise folgende Hinweise: "8.2 Mitwirkungs- und
Mitteilungspflicht ( â�¦) Sie mÃ¼ssen alle Tatsachen angeben, die im Antrag
abgefragt werden, also fÃ¼r die Leistung bedeutsam sind. ( â�¦)

DarÃ¼ber hinaus sind Sie verpflichtet, Ihrer Agentur fÃ¼r Arbeit alle spÃ¤teren
Ã�nderungen zu Angaben unaufgefordert und sofort mitzuteilen. Nur so kÃ¶nnen
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Leistungen in korrekter HÃ¶he gezahlt oder Ã�berzahlungen vermieden werden.

Sollten Sie als Bezieherin/Bezieher von Arbeitslosengeld ergÃ¤nzend
Arbeitslosengeld II erhalten (so genannte Aufstocker), bestehen diese Mitwirkungs-
und Mitteilungspflichten gegenÃ¼ber beiden LeistungstrÃ¤gern, das heiÃ�t, sowohl
gegenÃ¼ber der Agentur fÃ¼r Arbeit als auch gegenÃ¼ber dem Jobcenter.

( â�¦) Auch wenn Sie im Zweifel sind, ob eine Ã�nderung fÃ¼r den
Leistungsanspruch bedeutsam ist, unterrichten Sie bitte Ihre Agentur fÃ¼r Arbeit.

Insbesondere mÃ¼ssen Sie Ihre Agentur fÃ¼r Arbeit sofort benachrichtigen, wenn (
â�¦) â�¢ Sie eine berufliche TÃ¤tigkeit aufnehmen ( â�¦). Eine Mitteilung des
Arbeitgebers an die Krankenkasse Ã¼ber Ihre Arbeitsaufnahme reicht nicht aus.
Verlassen Sie sich auch nicht auf eventuelle Zusagen anderer, z. B. Ihres
Arbeitgebers, Ihre BeschÃ¤ftigungsaufnahme Ihrer Agentur fÃ¼r Arbeit anzuzeigen.
Hierzu sind ausschlieÃ�lich Sie selbst verpflichtet. Dies gilt auch fÃ¼r sog.
ProbearbeitsverhÃ¤ltnisse. ( â�¦)

8.3 Erstattungspflicht Wer zu Unrecht Leistungen erhalten hat, muss sie
zurÃ¼ckzahlen, soweit die Bewilligung aufgehoben wird. Nach den Vorschriften des
Sozialgesetzbuches ist eine Leistungsbewilligung dann aufzuheben, wenn die
bewilligten Leistungen der/dem Betroffenen nicht zustanden und sie/er
insbesondere vorsÃ¤tzlich oder grob fahrlÃ¤ssig falsche oder unvollstÃ¤ndige
Angaben gemacht bzw. eine Ã�nderung ihrer/seiner VerhÃ¤ltnisse nicht rechtzeitig
mitgeteilt hat, gewusst hat oder leicht erkennen konnte, dass sie/er keinen oder nur
einen niedrigeren Leistungsanspruch hatte, oder Einkommen erzielt hat, das zum
Wegfall oder zur Minderung des Anspruchs gefÃ¼hrt hÃ¤tte. ZusÃ¤tzlich zur
Erstattung der zu Unrecht erhaltenen Leistung mÃ¼ssen die darauf entrichteten
BeitrÃ¤ge zur Kranken- und Pflegeversicherung ersetzt werden. Das sind ca. 35
Prozent der Leistung. ( â�¦)"

Der KlÃ¤gerin wurde mit Bescheid vom 15. Juni 2017 in der Fassung der
Ã�nderungsbescheide vom 26. Juni 2017 und 12. Juli 2017 ab dem 27. April 2017
fÃ¼r 180 Kalendertage Arbeitslosengeld unter BerÃ¼cksichtigung einer Sperrzeit
bei verspÃ¤teter Arbeitsuchendmeldung bewilligt.

Gleichzeitig bezog die KlÃ¤gerin Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
vom Jobcenter. Am 31. Mai 2017 schloss die KlÃ¤gerin einen Arbeitsvertrag mit der
GVO Personal GmbH. Hiernach sollte die regelmÃ¤Ã�ige jÃ¤hrliche Arbeitszeit im
Kalenderjahr 1.200 Stunden betragen. Lage, Beginn, Ende und Dauer der
tÃ¤glichen, wÃ¶chentlichen und monatlichen Arbeitszeit richte sich nach den in
dem Betrieb des jeweiligen Entleihers geltenden betrieblichen Regelungen. Am 8.
Juni 2017 teilte die KlÃ¤gerin dem Jobcenter ihre Arbeitsaufnahme bei der Firma
GVO Personal GmbH zum 1. Juni 2017 mit.

Aufgrund einer Ã�berschneidungsmitteilung vom 17. August 2017 erfuhr die
Beklagte, dass die KlÃ¤gerin in der Zeit vom 1. Juni 2017 bis 23. Juni 2017 bei der
Firma GVO Personal GmbH versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt war und ermittelte

                               2 / 8



 

bei der Arbeitgeberin. In der Arbeitsbescheinigung vom 14. September 2017 teilte
die Arbeitgeberin mit, dass die KlÃ¤gerin aufgrund des bis 31. Dezember 2017
befristeten Arbeitsvertrages vom 31. Mai 2017 in der Zeit vom 1. Juni 2017 bis 23.
Juni 2017 im Service mit einer durchschnittlichen wÃ¶chentlichen Arbeitszeit von
23,10 Stunden tÃ¤tig gewesen sei. Das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis habe durch
KÃ¼ndigung der Arbeitgeberin vom 15. Juni 2017 zum 23. Juni 2017 geendet. Aus
der Lohnabrechnung ergab sich, dass die KlÃ¤gerin im Zeitraum vom 1. bis 23. Juni
2017 insgesamt 36,25 Stunden tÃ¤tig gewesen ist.

Daraufhin hÃ¶rte die Beklagte die KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 15. September
2017 zur beabsichtigten Aufhebung und Erstattung des Arbeitslosengeldes sowie
der BeitrÃ¤ge zur Kranken- und Pflegeversicherung an. Gleichzeitig forderte sie die
KlÃ¤gerin auf, sich sofort erneut persÃ¶nlich arbeitslos zu melden, sofern die
KlÃ¤gerin die BeschÃ¤ftigung zwischenzeitlich beendet habe. Hierzu teilte die
KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 19. September 2017 mit, in dem angegebenen
Zeitraum in einem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis gestanden zu haben, welches ohne
Angaben von GrÃ¼nden gekÃ¼ndigt worden sei.

Mit Bescheid vom 25. September 2017 hob die Beklagte die Entscheidung Ã¼ber
die Bewilligung von Arbeitslosengeld ab 1. Juni 2017 wegen der Aufnahme einer
BeschÃ¤ftigung auf und forderte mit weiteren Bescheiden vom 25. September 2017
die Erstattung des Ã¼berzahlten Arbeitslosengeldes in HÃ¶he von 1.365,60 Euro
sowie fÃ¼r den Zeitraum vom 24. Juni 2017 bis 31. Juli 2017 die Erstattung der
BeitrÃ¤ge zur Kranken- und Pflegeversicherung in HÃ¶he von insgesamt 280,38
Euro.

Die KlÃ¤gerin legte hiergegen am 29. September 2017 Widerspruch ein. Sie habe
dem Jobcenter alle erforderlichen Unterlagen gegeben und sei davon ausgegangen,
dass dieses die Unterlagen weiterleite. Hierzu reichte sie die KÃ¼ndigung der
Arbeitgeberin vom 15. Juni 2017 ein, in welcher diese darauf hinwies, dass die
KlÃ¤gerin sich spÃ¤testens drei Tage nach Erhalt des KÃ¼ndigungsschreibens bei
der zustÃ¤ndigen Agentur fÃ¼r Arbeit arbeitsuchend zu melden habe. Die Beklagte
wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 6. Oktober 2017 zurÃ¼ck.
Die Bewilligung von Arbeitslosengeld sei von Anfang an rechtswidrig gewesen.
Anspruch auf Arbeitslosengeld habe, wer u. a. arbeitslos sei. Arbeitslos sei, wer als
Arbeitnehmer beschÃ¤ftigungslos sei. Die AusÃ¼bung einer BeschÃ¤ftigung
schlieÃ�e die BeschÃ¤ftigungslosigkeit nur dann nicht aus, wenn die Arbeitszeit
weniger als 15 Stunden wÃ¶chentlich umfasse, wobei gelegentliche Abweichungen
von geringer Dauer unberÃ¼cksichtigt blieben. Die KlÃ¤gerin habe am 1. Juni 2017
eine ErwerbstÃ¤tigkeit aufgenommen, die ihre Arbeitslosigkeit beseitigt habe. Nach
dem Ende dieser ErwerbstÃ¤tigkeit sei sie zwar ab 24. Juni 2017 wieder
beschÃ¤ftigungslos gewesen, habe aber mangels wirksamer Arbeitslosmeldung
keinen Leistungsanspruch gehabt. Die Wirkung der persÃ¶nlichen
Arbeitslosmeldung erlÃ¶sche mit der Aufnahme der BeschÃ¤ftigung, wenn der
Arbeitslose diese der Beklagten nicht unverzÃ¼glich mitgeteilt habe. Die KlÃ¤gerin
habe die Aufnahme der ErwerbstÃ¤tigkeit der Beklagten nicht mitgeteilt und sich
nach dem Ende der ErwerbstÃ¤tigkeit nicht mehr persÃ¶nlich bei der Beklagten
arbeitslos gemeldet. Die Voraussetzungen fÃ¼r den Anspruch auf Arbeitslosengeld
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hÃ¤tten ab 1. Juni 2017 nicht mehr vorgelegen. Das Vertrauen der KlÃ¤gerin auf die
fehlerhafte Bewilligung sei nicht schutzwÃ¼rdig, da sie grob fahrlÃ¤ssig gehandelt
habe. Sie habe die Aufnahme der ErwerbstÃ¤tigkeit trotz entsprechender
Verpflichtung nicht mitgeteilt. AuÃ�erdem habe sie wissen mÃ¼ssen, dass die
Voraussetzungen fÃ¼r den Anspruch auf Arbeitslosengeld mit der Aufnahme der
ErwerbstÃ¤tigkeit weggefallen seien. Das Merkblatt 1 enthalte hierzu
verstÃ¤ndliche Hinweise. Auch der Bewilligungsbescheid habe unter Bezugnahme
auf das Merkblatt den ausdrÃ¼cklichen Hinweis enthalten, jede leistungserhebliche
Ã�nderung in den VerhÃ¤ltnissen unverzÃ¼glich mitzuteilen.

Die KlÃ¤gerin hat am 13. Oktober 2017 Klage beim Sozialgericht Hamburg erhoben.
Sie habe dem Jobcenter die Arbeitsaufnahme mitgeteilt. Es sei ihr auch kein
finanzieller Vorteil entstanden, weil Verdienst und Arbeitslosengeld angerechnet
worden seien. Die Beklagte habe ihr mit Schreiben vom 14. Juni 2017 noch
mitgeteilt, dass Ã¼ber ihren Anspruch wegen der PrÃ¼fung einer Sperrzeit vom 19.
April 2017 bis 18. Juni 2017 noch nicht entschieden werden kÃ¶nne. Zu dieser Zeit
habe bereits die KÃ¼ndigung ihres Arbeitgebers vorgelegen. Insoweit habe es nur
einen Leistungsbezug vom Jobcenter gegeben, so dass sie auch nur diesem
gegenÃ¼ber mitteilungspflichtig gewesen sei. Ggf. sei zwischen den
LeistungstrÃ¤gern untereinander abzurechnen.

Die Beklagte hat vorgetragen, dass eine Erstattung der LeistungstrÃ¤ger
untereinander nicht in Betracht komme, da die Leistungszahlung an die KlÃ¤gerin
nicht rechtmÃ¤Ã�ig erfolgt sei. Auch habe die KlÃ¤gerin die Arbeitsaufnahme
gegenÃ¼ber dem Jobcenter nicht rechtzeitig, sondern erst am 8. Juni 2017
mitgeteilt. An der Rechtslage Ã¤ndere sich auch nichts dadurch, dass das
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis zum Zeitpunkt der Leistungsbewilligung bereits
beendet gewesen sei.

Das Sozialgericht hat die Klage mit Gerichtsbescheid vom 12. Juni 2019
abgewiesen. Die Bescheide der Beklagten seien rechtmÃ¤Ã�ig. Die Bewilligung des
Arbeitslosengeldes sei fÃ¼r die Zeit ab 1. Juni 2017 zu Recht zurÃ¼ckgenommen
und die KlÃ¤gerin zur Erstattung des Ã¼berzahlten Arbeitslosengeldes sowie der
BeitrÃ¤ge zur Kranken- und Pflegeversicherung herangezogen worden. Es habe
insbesondere auch eine grobe FahrlÃ¤ssigkeit der KlÃ¤gerin vorgelegen. Es sei vom
Arbeitslosen zu verlangen, dass er vom Inhalt der Ã¼bergebenen MerkblÃ¤tter
Kenntnis nehme und, abhÃ¤ngig von den UmstÃ¤nden des Einzelfalls, im
Zweifelsfall bei der Beklagten nachfrage. Die KlÃ¤gerin habe das Merkblatt fÃ¼r
Arbeitslose erhalten, in welchem AusfÃ¼hrungen zur Mitwirkungspflicht enthalten
seien, und habe auf dem Arbeitslosengeldantrag durch ihre Unterschrift versichert,
Ã�nderungen unverzÃ¼glich anzuzeigen sowie vom Inhalt des Merkblatts Kenntnis
genommen zu haben. Auch der Bewilligungsbescheid vom 15. Juni 2017 habe einen
Hinweis zur Mitteilungspflicht jeder leistungserheblichen Ã�nderung der
VerhÃ¤ltnisse enthalten. Daraus sei zu folgern, dass der KlÃ¤gerin bewusst
gewesen sei, nicht zusÃ¤tzlich zum Arbeitsentgelt Arbeitslosengeld erhalten zu
kÃ¶nnen. Der Umstand, dass die Arbeitgeberin das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis der
KlÃ¤gerin noch vor Zugang des Arbeitslosegeldbescheids vom 15. Juni 2017 und
Eingang der Arbeitslosengeldzahlungen bei der KlÃ¤gerin am 12. Juli 2017 und 25.
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Juli 2017 gekÃ¼ndigt habe, fÃ¼hre zu keinem anderen Ergebnis, da die Bewilligung
und Zahlung des Arbeitslosengeldes aus den vorgenannten GrÃ¼nden zu Unrecht
erfolgt sei. SchlieÃ�lich habe die KlÃ¤gerin ihre Augen auch nicht vor den
Gutschriften rechtsfehlerhafter Arbeitslosengeldzahlungen auf ihrem Konto im
Zeitpunkt der Kenntnisnahme verschlieÃ�en dÃ¼rfen. Da die KlÃ¤gerin sich nach
dem Ende des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses nicht mehr persÃ¶nlich bei der
Beklagten gemeldet habe, habe wegen des ErlÃ¶schens der frÃ¼heren
Arbeitslosmeldung gemÃ¤Ã� Â§ 141 Abs. 2 Nr. 1 des Dritten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB III) auch fÃ¼r den Zeitraum der erneuten
BeschÃ¤ftigungslosigkeit ab 24. Juni 2017 kein Arbeitslosengeld gezahlt werden
dÃ¼rfen. Etwas Anderes ergebe sich auch nicht, weil die KlÃ¤gerin die Aufnahme
ihrer BeschÃ¤ftigung am 8. Juni 2017 dem Jobcenter mitgeteilt habe. Zum einen sei
auch diese Mitteilung nicht rechtzeitig erfolgt. Zum anderen handele es sich um
einen anderen LeistungstrÃ¤ger, was der KlÃ¤gerin auch bekannt gewesen sei. Dies
ergebe sich auch aus dem Merkblatt. Nach Â§ 50 Abs. 1 SGB X seien bereits
erbrachte Leistungen zu erstatten, soweit ein Verwaltungsakt aufgehoben worden
sei. Gegen die Erstattungsforderung spreche auch nicht, dass gezahltes
Arbeitslosengeld vom Jobcenter auf die Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts angerechnet und entsprechend geringer ausgezahlt worden seien.
Die von der KlÃ¤gerin gewÃ¼nschte RÃ¼ckabwicklung zwischen den
LeistungstrÃ¤gern (Jobcenter und Beklagte) untereinander komme nicht in Betracht,
da hierfÃ¼r erforderlich gewesen wÃ¤re, dass der KlÃ¤gerin rechtmÃ¤Ã�ig
Arbeitslosengeld gezahlt worden wÃ¤re. Dies sei jedoch nicht der Fall. Die KlÃ¤gerin
habe fÃ¼r einen Zeitraum Arbeitslosengeld erhalten, fÃ¼r den kein Anspruch
bestanden habe.

Die KlÃ¤gerin hat gegen den ihr am 22. Juni 2019 zugestellten Gerichtsbescheid am
27. Juni 2019 Berufung eingelegt. Zweifel bestÃ¼nden, weil auch die Erstattung von
Kranken- und PflegeversicherungsbeitrÃ¤gen bestÃ¤tigt worden sei, sie sei aber
auch Ã¼ber das SGB II versicherungspflichtig gewesen, so dass eine
Mehrfachversicherung bestanden habe. Sie habe auch keine 23,1 Stunden pro
Woche gearbeitet. Ihr Arbeitgeber habe ihr gesagt, dass sie frei wÃ¤hlen kÃ¶nne,
welche Jobs sie annehme. Sie habe daher nur sehr wenig gearbeitet. Bei 23
Arbeitstagen habe sich auch nur eine wÃ¶chentliche Arbeitszeit von 11,06 Stunden
ergeben. Zudem seien der Aufhebungsbescheid und die Erstattungsbescheide nicht
hinreichend bestimmt. Es sei nicht klar, welche Bescheide aufgehoben worden
seien. Lediglich in der BegrÃ¼ndung auf Seite 3 finde sich der Hinweis, dass die
Entscheidungen vom 15. Juni 2017 und 12. Juli 2017 ganz zurÃ¼ckgenommen
wÃ¼rden. Die Voraussetzungen des Â§ 45 SGB X seien nicht gegeben. Bei Erhalt
des Bescheids sei die BeschÃ¤ftigung schon beendet gewesen. Die KlÃ¤gerin habe
nicht wissen mÃ¼ssen, dass durch die Aufnahme der BeschÃ¤ftigung die
ursprÃ¼ngliche Meldung der Arbeitslosigkeit weggefallen sein kÃ¶nnte.

Die Beklagte hat in der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 23. September 2020
anerkannt, dass der Bescheid vom 25. September 2017 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 6. Oktober 2017 hinsichtlich der Erstattung von
BeitrÃ¤gen zur Kranken- und Pflegeversicherung zurÃ¼ckgenommen wird. Die
KlÃ¤gerin hat das Teilanerkenntnis angenommen.
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Die KlÃ¤gerin beantragt nunmehr noch, den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Hamburg vom 12. Juni 2019 sowie die Bescheide vom 25. September 2017 in der
Fassung des Widerspruchsbescheids vom 6. Oktober 2017 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte ist der Auffassung, dass der Aufhebungsbescheid hinreichend
bestimmt sei.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestands wird Bezug genommen auf die vorbereitenden
SchriftsÃ¤tze der Beteiligten, die Sitzungsniederschrift vom 23. September 2020
sowie den weiteren Inhalt der Prozessakte und der ausweislich der
Sitzungsniederschrift beigezogenen Akten.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die statthafte (Â§Â§ 143, 144 SGG) und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssige, insbesondere
form- und fristgerecht eingelegte (Â§ 151 SGG) Berufung ist nach Abgabe des
Teilanerkenntnisses der Beklagten vom 23. September 2020 unbegrÃ¼ndet.

Der Aufhebungsbescheid vom 25. September 2017 in der Fassung des
Widerspruchsbescheids vom 6. Oktober 2017 ist rechtmÃ¤Ã�ig. Nach Â§ 45 Abs. 1
SGB X darf ein rechtswidrig begÃ¼nstigender Verwaltungsakt, auch nachdem er
unanfechtbar geworden ist, nur unter den EinschrÃ¤nkungen der AbsÃ¤tze 2 bis 4
ganz oder teilweise mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft oder fÃ¼r die Vergangenheit
zurÃ¼ckgenommen werden. Ein rechtswidriger begÃ¼nstigender Verwaltungsakt
darf nach Absatz 2 nicht zurÃ¼ckgenommen werden, soweit der BegÃ¼nstigte auf
den Bestand des Verwaltungsaktes vertraut hat und sein Vertrauen unter
AbwÃ¤gung mit dem Ã¶ffentlichen Interesse an einer RÃ¼cknahme schutzwÃ¼rdig
ist. Das Vertrauen ist in der Regel schutzwÃ¼rdig, wenn der BegÃ¼nstigte
erbrachte Leistungen verbraucht oder eine VermÃ¶gensdisposition getroffen hat,
die er nicht mehr oder nur unter unzumutbaren Nachteilen rÃ¼ckgÃ¤ngig machen
kann. Auf Vertrauen kann sich der BegÃ¼nstigte nicht berufen, soweit 1. er den
Verwaltungsakt durch arglistige TÃ¤uschung, Drohung oder Bestechung er wirkt
hat, 2. der Verwaltungsakt auf Angaben beruht, die der BegÃ¼nstigte vorsÃ¤tzlich
oder grob fahrlÃ¤ssig in wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvollstÃ¤ndig
gemacht hat, oder 3. er die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes kannte oder
infolge grober FahrlÃ¤ssig- keit nicht kannte; grobe FahrlÃ¤ssigkeit liegt vor, wenn
der BegÃ¼nstigte die erforderli- che Sorgfalt in besonders schwerem MaÃ�e
verletzt hat.

Die Aufhebung ist formell rechtmÃ¤Ã�ig. Die KlÃ¤gerin ist nach Â§ 24 SGB X
ordnungsgemÃ¤Ã� angehÃ¶rt worden und der Aufhebungsbescheid ist auch
ausreichend bestimmt. Das Bestimmtheitserfordernis verlangt, dass der
VerfÃ¼gungssatz eines Verwaltungsakts nach seinem Regelungsgehalt in sich
widerspruchsfrei ist (BSG, Urteil vom 25. Oktober 2017 â�� B 14 AS 9/17 R, SozR
4-1300 Â§ 45 Nr. 19). Der Betroffene muss bei Zugrundelegung der Erkenntnis-
mÃ¶glichkeiten eines verstÃ¤ndigen EmpfÃ¤ngers und unter BerÃ¼cksichtigung
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der jeweiligen UmstÃ¤nde des Einzelfalls in die Lage versetzt werden, die in ihm
getroffene Rechtsfolge vollstÃ¤ndig, klar und unzweideutig zu erkennen und sein
Verhalten daran auszurichten (BSG, a.a.O.). Ausreichende Klarheit kann auch dann
bestehen, wenn zur Auslegung des VerfÃ¼gungssatzes auf die BegrÃ¼ndung des
Verwaltungsakts, auf frÃ¼her zwischen den Beteiligten ergangene Verwaltungsakte
oder auf allgemein zugÃ¤ngliche Unterlagen zurÃ¼ckgegriffen werden muss (BSG,
a.a.O.). Im Aufhebungsbescheid selbst wird zwar nur ausgefÃ¼hrt, dass die
Entscheidung Ã¼ber die Bewilligung von Arbeitslosengeld ab 1. Juni 2017
aufzuheben sei, in der BegrÃ¼ndung des Widerspruchsbescheids wird dann aber
auch ausgefÃ¼hrt, dass die Bescheide vom 15. Juni 2017 und 12. Juli 2017
zurÃ¼ckzunehmen seien. Das Bestimmtheitserfordernis ist auch nicht deswegen
verletzt, weil die Beklagte den Ã�nderungsbescheid vom 26. Juni 2017 nicht
benannt hat. Aus dem Gesamtzusammenhang der VerfÃ¼gungssÃ¤tze des
Aufhebungs- und Erstattungsbescheids, dem Inhalt der BegrÃ¼ndung des
Bescheids und den bekannten UmstÃ¤nden ergibt sich fÃ¼r die KlÃ¤gerin als
objektive EmpfÃ¤ngerin unzweideutig, dass auch der nicht ausdrÃ¼cklich
bezeichnete Ã�nderungsbewilligungsbescheid vom Aufhebungsverwaltungsakt
ebenso wie vom Erstattungsverwaltungsakt erfasst sein sollte, der in dem
Bewilligungszeitraum des Aufhebungszeitraums die der KlÃ¤gerin bewilligten
Leistungen regelte (vgl. zur Erfassung von Ã�nderungsbescheiden: BSG, a.a.O.).

Der Widerspruchsbescheid nennt zutreffend Â§ 45 SGB X als Rechtsgrundlage fÃ¼r
die Aufhebung. Der Bewilligungsbescheid vom 15. Juni 2017 in der Fassung der
Ã�nderungsbescheide vom 26. Juni 2017 und 12. Juli 2017 war von Anfang an
rechtswidrig, da die Arbeitsaufnahme bereits am 1. Juni 2017 erfolgte. Die
Arbeitsaufnahme beendete auch die Arbeitslosigkeit der KlÃ¤gerin. Arbeitslos ist
nach Â§ 138 SGB III, wer nicht in einem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis steht
(BeschÃ¤ftigungslosigkeit), sich bemÃ¼ht, die eigene BeschÃ¤ftigungslosigkeit zu
beenden (EigenbemÃ¼hungen), und den VermittlungsbemÃ¼hungen der Agentur
fÃ¼r Arbeit zur VerfÃ¼gung steht (VerfÃ¼gbarkeit). Die AusÃ¼bung einer
BeschÃ¤ftigung, selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit, TÃ¤tigkeit als mithelfende
FamilienangehÃ¶rige oder mithelfender FamilienangehÃ¶riger (ErwerbstÃ¤tigkeit)
schlieÃ�t nach Â§ 138 Abs. 3 S. 1 SGB III die BeschÃ¤ftigungslosigkeit nicht aus,
wenn die Arbeits- oder TÃ¤tigkeitszeit (Arbeitszeit) weniger als 15 Stunden
wÃ¶chentlich umfasst; gelegentliche Abweichungen von geringer Dauer bleiben
unberÃ¼cksichtigt. FÃ¼r die Beurteilung der Kurzzeitigkeit einer BeschÃ¤ftigung
kommt es vorrangig auf die vertraglichen Vereinbarungen und eine
vorausschauende Betrachtungsweise, die an die VerhÃ¤ltnisse zu Beginn der
BeschÃ¤ftigung anknÃ¼pft, an (BSG, Urteil vom 29. Oktober 2008 â�� B 11 AL
44/07 R, SozR 4-4300 Â§ 118 Nr. 3). Die KlÃ¤gerin hatte mit ihrem Arbeitgeber eine
jÃ¤hrliche Arbeitszeit von 1.200 Arbeitsstunden vereinbart. Die durchschnittliche
wÃ¶chentliche Arbeitszeit lag danach deutlich Ã¼ber 15 Stunden. Unerheblich ist
dagegen, dass die KlÃ¤gerin die ersten Wochen der BeschÃ¤ftigung bis zu ihrer
KÃ¼ndigung die wÃ¶chentliche Arbeitszeit von 15 Stunden tatsÃ¤chlich nicht
Ã¼berschritten hat. Denn es ist eine prognostische Entscheidung unter
Heranziehung der vertraglichen VerhÃ¤ltnisse zu treffen und bei schwankenden
Arbeitszeiten auf eine durchschnittliche Betrachtungsweise abzustellen (vgl. BSG,
Urteil vom 22. August 1984 â�� 7 RAr 12/83, SozR 4100 Â§ 102 Nr. 6; Urteil vom 15.
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Juni 1988 â�� 7 RAr 12/87, juris). Da die KlÃ¤gerin sich nach dem Ende des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses nicht mehr persÃ¶nlich bei der Beklagten gemeldet
hat, hat wegen des ErlÃ¶schens der frÃ¼heren Arbeitslosmeldung nach Â§ 141 Abs.
2 Nr. 1 SGB III auch fÃ¼r den Zeitraum der erneuten BeschÃ¤ftigungslosigkeit ab
24. Juni 2017 kein Anspruch auf Arbeitslosengeld bestanden.

Die KlÃ¤gerin kann sich auch nicht auf Vertrauen berufen. Sie hat zwar bei
Beantragung des Arbeitslosengeldes keine unrichtigen oder unvollstÃ¤ndigen
Angaben im Sinne des Â§ 45 Abs. 2 S. 3 Nr. 2 SGB X gemacht. Ihr war aber die
Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes bekannt oder infolge grober FahrlÃ¤ssigkeit
nicht bekannt. Grobe FahrlÃ¤ssigkeit liegt vor, wenn der BegÃ¼nstigte die
erforderliche Sorgfalt in besonders schwerem MaÃ�e verletzt hat. Aufgrund der
deutlichen Hinweise im Merkblatt und des Hinweises im ersten
Bewilligungsbescheid vom 15. Juni 2017 muss die KlÃ¤gerin gewusst habe, dass sie
aufgrund der BeschÃ¤ftigungsaufnahme keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld
hatte. Ebenso ist davon auszugehen, dass die KlÃ¤gerin wusste, dass man sich nach
einer BeschÃ¤ftigungsaufnahme bei einer erneuten Arbeitslosigkeit auch erneut
arbeitslos melden muss. Die KlÃ¤gerin kann sich auch nicht darauf berufen, dem
Jobcenter die BeschÃ¤ftigungsaufnahme mitgeteilt zu haben, da es sich um eine
andere BehÃ¶rde handelt. Hierauf war sie im Merkblatt 1 fÃ¼r Arbeitslose
ausdrÃ¼cklich hingewiesen worden.

Ermessen war vorliegend nach Â§ 330 Abs. 2 SGB III nicht auszuÃ¼ben, da die
Voraussetzungen des Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 SGB X vorlagen.

Der Erstattungsbescheid vom 25. September 2017 Ã¼ber die Erstattung des
Arbeitslosengeldes ist nach Â§ 50 SGB X ebenfalls rechtmÃ¤Ã�ig. Es ist auch kein
Raum fÃ¼r eine RÃ¼ckabwicklung nach den Vorschriften Ã¼ber die
ErstattungsansprÃ¼che der LeistungstrÃ¤ger untereinander. Die Voraussetzungen
liegen nicht vor. Dies gilt schon deshalb, weil ErstattungsansprÃ¼che nach Â§Â§
102 ff. SGB X nur bestehen kÃ¶nnen, soweit die ursprÃ¼ngliche Sozialleistung
rechtmÃ¤Ã�ig erbracht wurde (BSG, Urteil vom 27. August 1987 â�� 2 RU 49/86,
BSGE 62, 118; BÃ¶ttiger in: die Diering/Timme, SGB X, 4. Aufl. 2016, vor Â§Â§ 102
bis 114 Rn. 24 m.w.N.), was vorliegend gerade nicht der Fall war.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und berÃ¼cksichtigt das
Teilanerkenntnis der Beklagten.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 23.11.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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